
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jens Beeck, Michael Theurer,
Johannes Vogel (Olpe), weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/20996 –

Barrierefreies Gesundheitswesen

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Menschen mit Behinderungen haben freie Arztwahl wie jeder andere auch.

Die UN-Behindertenrechtskonvention erklärt in den Artikeln 25 und 26, dass 
niemand aufgrund seiner Behinderung einen schlechteren Zugang zum Ge-
sundheitssystem haben darf und dass alle Maßnahmen zu treffen sind, um ein 
Höchstmaß an Unabhängigkeit und volle Teilhabe zu gewährleisten.

Auch und vor allem laut Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes darf nie-
mand wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Dies gilt selbstver-
ständlich auch für den Zugang zum Gesundheitswesen.

Das Angebot an niedergelassenen Ärzten und Fachärzten ist regional und ört-
lich durchaus unterschiedlich, sodass die freie Arztwahl, insbesondere bei spe-
zialisierten Fachärzten, de facto durch eine geringe Verfügbarkeit im näheren 
und weiteren Wohnumfeld durchaus in gewissem Umfang gegeben ist.

Für Menschen mit Behinderungen und mit seltenen Erkrankungen hat diese 
Tatsache jedoch sehr viel schärfere Auswirkungen, denn zum einen sind die 
notwendigen Fachärzte sowohl im ambulanten als auch im stationären Bereich 
je nach individueller Behinderung oder Erkrankung sehr rar, zum anderen ist 
die notwendige Barrierefreiheit in vielen Fällen nicht gegeben.

Barrierefreiheit im Gesundheitswesen ist nicht allein auf Zugänglichkeit in 
Form von beispielsweise Rampen und Aufzügen zu reduzieren. Hier stellt sich 
hingegen ein großes Feld an individuell wahrgenommenen Barrieren dar. 
Terminvereinbarungen für Gehörlose, Diagnose- und Therapiegespräche in 
Leichter Sprache, erreichbare und ertastbare Klingeln, automatische Türöffner, 
angepasstes Untersuchungsmobiliar für Körperbehinderte, angepasste Warte-
bereiche für Autisten oder psychisch Kranke sind nur einige Bespiele für Not-
wendigkeiten bei der Ausgestaltung von Barrierefreiheit.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Es ist ein wesentliches Ziel der Bundesregierung, Menschen mit Behinderun-
gen ein möglichst selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen und ihre Teilhabe in 
allen Bereichen des Lebens zu gewährleisten. Hierzu gehört auch, die Barriere-
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freiheit im Gesundheitswesen voran zu bringen. Durch vielfältige Maßnahmen 
hat die Bundesregierung die Grundlagen dafür geschaffen, die Versorgung von 
Menschen mit Behinderungen zu verbessern. Hierzu gehören im Gesundheits-
wesen z. B. die Pflegereformen der vergangenen Jahre, die Schaffung von 
Rechtsgrundlagen für die Behandlung in medizinischen Behandlungszentren 
für Erwachsene mit geistiger Behinderung oder schweren Mehrfachbehinderun-
gen (§§ 43b, 119c SGB V), das Heil-und Hilfsmittelversorgungsgesetz 
(HHVG) und die im Rahmen des Terminservice- und Versorgungsgesetzes 
(TSVG) erfolgten Verbesserungen der Heil- und Hilfsmittelversorgung. Zudem 
wurde mit dem TSVG die Verpflichtung der Kassenärztlichen Vereinigungen 
normiert, im Internet auch über die Zugangsmöglichkeiten von Menschen mit 
Behinderung zur Versorgung zu informieren. Auch der Gemeinsame Bundes-
ausschuss hat die Barrierefreiheit in Arztpraxen an diversen Stellen der Be-
darfsplanungs-Richtlinie implementiert. Im Rahmen der Heilmittelversorgung 
wurden die Vertragspartner verpflichtet, Empfehlungen für die Ausgestaltung 
barrierefreier Praxen der Heilmittelerbringer zu vereinbaren (§ 125 Absatz 4 
SGB V).

 1. Hat die Bundesregierung Kriterien zur Barrierefreiheit für Arztpraxen 
entwickelt, und falls ja, sind diese einheitlich oder an verschiedenen Pati-
entengruppen orientiert?

Die bauordnungsrechtlichen Vorschriften, die in der Rechtsetzung und im Voll-
zug in der Zuständigkeit der Länder liegen, gelten auch für den Um- und Neu-
bau von Arztpraxen. Im Übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 2 bis 
12 verwiesen.
Darüber hinaus haben die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) und die 
Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV) für Ärztinnen und Ärzte so-
wie für Zahnärztinnen und Zahnärzte Informationen zur Barrierefreiheit zusam-
mengestellt. Die KBV informiert u. a. mit ihrem Ratgeber „Barrieren abbauen – 
Ideen und Vorschläge für Ihre Praxis“ (www.kbv.de/media/sp/PraxisWissen_B
arrieren_Abbauen.pdf). Die KZBV bietet seit 2014 einen virtuellen, dreidimen-
sionalen Rundgang durch eine barrierearme Zahnarztpraxis an. Die multimedi-
ale Anwendung soll Zahnärztinnen und Zahnärzten aus der Perspektive einer 
Patientin bzw. eines Patienten mit einer Mobilitätsbeeinträchtigung, einer Hör-
beeinträchtigung oder einer Sehbeeinträchtigung informieren, welche Barrieren 
in einer Praxis auftreten und wie diese beseitigt werden können. Der Rundgang 
wird derzeit technisch und inhaltlich überarbeitet und aktualisiert. Er wird in 
Kürze wieder auf der Internetseite der KZBV abrufbar sein. Darüber hinaus hat 
die KZBV eine Checkliste „Barrierearme Praxis“ zusammengestellt, die auf-
zeigt, worauf Praxen beim Um- oder Neubau ihrer Praxen achten müssen 
(www.kzbv.de/checkliste.752.de.html).

 2. Welche Kriterien zur Barrierefreiheit liegen den Medizinischen Behand-
lungszentren und Sozialpädiatrischen Zentren gemäß dem Fünften Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB V) zugrunde, und wie werden diese umgesetzt?

In medizinischen Behandlungszentren (MZEB) und sozialpädiatrischen Zentren 
(SPZ) werden gemäß den Voraussetzungen der §§ 119 Absatz 2 und 119c Ab-
satz 2 SGB V Erwachsene bzw. Kinder mit schweren Behinderungen oder 
Krankheitsbildern behandelt, die häufig auf einen barrierefreien Zugang der 
Einrichtung angewiesen sind. Aus diesem Grund wird in den grundlegenden 
Konzeptpapieren zu MZEB und SPZ (Rahmenkonzeption MZEB und für SPZ 
das sogenannte „Altöttinger Papier“) die Anforderung der Barrierefreiheit aus-
drücklich an die Einrichtungen gestellt. Die Bundesregierung geht daher davon 
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aus, dass die MZEB und SPZ, die von den Zulassungsausschüssen ermächtigt 
werden, nahezu ausnahmslos barrierefrei zugänglich sind. Die im Gesetz ge-
nannte Voraussetzung, dass die Einrichtungen die Gewähr für eine leistungsfä-
hige Behandlung ihrer Patientinnen und Patienten bieten müssen, erfordert, 
dass im Ermächtigungsverfahren auch geprüft wird, ob die Einrichtung zur Be-
handlung des in ihrem Versorgungskonzept adressierten Personenkreises geeig-
net ist. Dies umfasst auch die Prüfung der Barrierefreiheit.

 3. Hat die Bundesregierung Kenntnis über Zertifizierungssysteme zur Fest-
stellung und Bewertung der Barrierefreiheit im ambulanten Gesundheits-
wesen?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

 4. Sind der Bundesregierung flächendeckende und umfassende Bestands-
aufnahmen zur Barrierefreiheit im ambulanten Bereich bekannt?

Wie bereits in der Vorbemerkung dargelegt, wurden die Kassenärztlichen Ver-
einigungen (KVen) mit dem TSVG verpflichtet, bundesweit einheitlich über 
den barrierefreien Zugang zur Versorgung zu informieren (§ 75 Absatz 1a 
Satz 2 SGB V). Die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) hat daraufhin 
gemeinsam mit den KVen noch im Jahr 2019 Hinweise und weitergehende In-
formationen zur bundeseinheitlichen Veröffentlichung von Informationen zur 
Barrierefreiheit von Arztpraxen erarbeitet (siehe Anlage). Diese berücksichti-
gen neben dem Zugang zur Praxis auch den Sanitärbereich, den Parkplatz und 
sonstige Besonderheiten.
Auf Basis dieser Hinweise wurde Anlage 37 des Schlüsselverzeichnisses zum 
Bundesarztregister-Datensatz entsprechend zum 1. Januar 2020 angepasst. Bis-
herige Daten zur Barrierefreiheit in Arztpraxen, wie sie auch in den dritten 
Teilhabebericht der Bundesregierung eingehen, liegen entsprechend noch nicht 
einheitlich vor.
Nach Mitteilung der KBV werden die Landesarztregister der KVen um Merk-
male der Barrierefreiheit ergänzt. Der Prozess ist derzeit im Gang und noch 
nicht flächendeckend abgeschlossen. Das Bundesarztregister, in dem alle an der 
vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärztinnen und Ärzte sowie Psy-
chotherapeutinnen und Psychotherapeuten verzeichnet sind, sieht Datenfelder 
für den Eintrag entsprechender Merkmale vor, die als entsprechende Vorlage 
dienen. Für Neuzulassungen werden diese Informationen in der Regel mit der 
Niederlassung erhoben. Für Bestandspraxen gehen die KVen dazu über, in 
online-Arztportalen diese Information zu erheben und dann in das Landesarzt-
register aufzunehmen.

 5. Welche Informationsportale sind der Bundesregierung bekannt, mittels 
derer sich Menschen über die Barrierefreiheit im ambulanten Bereich in-
formieren können?

 6. Wie detailliert sind diese Angebote nach Kenntnis der Bundesregierung 
im Hinblick auf die verschiedenen Anforderungen je nach Behinderung 
der Patientinnen und Patienten?

Die Fragen 5 und 6 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beant-
wortet.
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Es gibt verschiedene Portale, die Abfragen über die Barrierefreiheit im ambu-
lanten Bereich ermöglichen. Wie bereits in der Antwort zu Frage 4 ausgeführt, 
sind die KVen verpflichtet, über den barrierefreien Zugang zur Versorgung zu 
informieren. Aufbauend auf eigenen Erhebungen der KVen zur Barrierefreiheit 
sowie der Kenntnis einschlägiger Praxen werden Anrufern zudem praktikable 
und der Situation entsprechende Hinweise zur Verfügung gestellt.

Insbesondere auf den Internetseiten der KVen wird im Rahmen der Arztsuche 
die Barrierefreiheit der Praxen berücksichtigt. Hierzu hat die KBV folgende 
Darstellung einer aktuellen Erhebung übermittelt:

KV Grad der Differenzierung
Baden-Württemberg „Sonstige Praxismerkmale“; 7 Dimensionen
Bayern Rollstuhlgerechte Praxis
Berlin Bedingt/ barrierefrei; nicht barrierefrei
Brandenburg Rollstuhlgerechte Praxis
Bremen Barrierefreiheit; 7 Dimensionen
Hamburg Bedingt/ barrierefrei; für gehbehinderte

Personen
Hessen 7 Dimensionen
Mecklenburg-Vorpommern Rollstuhlgerechte Praxis
Niedersachsen -
Nordrhein Angebote für Behinderte; 6 Dimensionen
Rheinland-Pfalz Barrierefreie Praxis
Saarland Barrierefreiheit; 7 Dimensionen
Sachsen Barrierefreiheit; 8 Dimensionen
Sachsen-Anhalt Rollstuhlgerechte Praxis
Schleswig-Holstein Rollstuhlgeeignet
Thüringen -
Westfalen-Lippe Barrierefreiheit; 8 Dimensionen

Nach Mitteilung der KBV lässt sich zusammenfassend feststellen, dass im Rah-
men der Arztsuche auf den Homepages der KVen bei sieben KVen eine diffe-
renzierte Suche anhand von 6–8 Dimensionen bezüglich der Barrierefreiheit 
möglich ist. Bei diesen Dimensionen handelt es sich beispielsweise um: Behin-
dertenparkplatz, stufenloser Eingang/Treppen, barrierefreier Aufzug, barriere-
freie Sanitäranlagen, höhenverstellbare Untersuchungsmöbel, große Umkleide-
kabine, Orientierungshilfe für Sehbehinderte. Weitere acht KVen ermöglichen 
die Wahl einer rollstuhlgeeigneten, bzw. -gerechten Praxis ohne weitere Diffe-
renzierung. Ungeachtet der Hinweise zur Barrierefreiheit, wie sie Anrufern 
schon heute durch die Terminservicestellen der KVen zur Verfügung gestellt 
werden, etablieren die verbleibenden zwei KVen derzeit Suchmöglichkeiten für 
Merkmale der Barrierefreiheit im Online-Angebot.

Beispielhaft wird auch auf folgende Angebote hingewiesen:
Im Informationsportal „einfach-teilhaben“ (https://www.einfach-teilhaben.de/D
E/AS/Ratgeber/03_Arzt-Finder/Arztfinder_node.html) ist ein Modul „Arzt-
Finder“, basierend auf Daten der „Stiftung Gesundheit“, enthalten. Bei der Su-
che können Kriterien wie z. B.
• rollstuhlgerechter Zugang
• rollstuhlgerechter Aufzug bzw. barrierefreier Aufzug
• barrierefreies WC
• rollstuhlgerecht
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• verstellbare Stühle/Liegen
• Orientierungshilfen für Sehbehinderte
• Gebärdensprache
abgefragt werden.
Bei der Arztsuche der „Stiftung Gesundheit“ (https://www.stiftung-gesundhei
t.de/) können die Merkmale „geeignet für Menschen mit eingeschränkter Mobi-
lität“, „geeignet für Rollstuhlfahrer“, „geeignet für Menschen mit Hörbehinde-
rung“ oder „geeignet für Menschen mit Sehbehinderung“ angegeben werden.
Die Landeszahnärztekammern und Kassenzahnärztlichen Vereinigungen er-
möglichen den Patientinnen und Patienten eine Zahnarzt-/Praxissuche über ihre 
Internetseiten. Dabei können in der Regel entsprechende Suchkriterien, wie 
z. B. „Barrierearmut“, „Barrierefreiheit“ oder „behindertengerechte Praxis“ 
ausgewählt werden. Über die bundesweite Verteilerseite der KZBV unter 
(https://www.kzbv.de/zahnarztsuche) gelangen Patientinnen und Patienten di-
rekt zu den jeweiligen regionalen Suchmaschinen.

 7. Sind eine Erhebung und Veröffentlichung verlässlicher Informationen 
über die vorhandene Barrierefreiheit im ambulanten Bereich nach derzei-
tigem Stand verpflichtend, und falls nein, warum nicht?

Es wird auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen.

 8. Existieren nach Kenntnis der Bundesregierung diesbezügliche Melde-
pflichten an die Kassenärztliche Bundesvereinigung?

Meldepflichten an die KBV zur Barrierefreiheit existieren nicht. Da die gesetz-
liche Aufgabe und Verpflichtung, über die Barrierefreiheit von Artpraxen zu in-
formieren, nur für die KVen gilt, wird für Meldepflichten an die KBV kein Be-
darf gesehen.

 9. Wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung die durchgehende Barriere-
freiheit im Bereich der Heilmittelerbringer nach § 124 SGB V, und wel-
che Kriterien liegen dem zugrunde?

Daten zur Ausstattung von Heilmittelpraxen liegen der Bundesregierung nicht 
vor. Diese werden bisher nicht zentral erfasst. Im Rahmen des TSVG wurde der 
GKV-Spitzenverband in § 124 Absatz 2 Satz 11 SGB V ermächtigt, eine Liste 
mit den zugelassenen Leistungserbringern zu veröffentlichen. Dadurch soll den 
Versicherten eine zielgerichtete Suche nach einer geeigneten Praxis ermöglicht 
werden. Welche Daten in der Liste veröffentlicht werden, ist zwischen dem 
GKV-Spitzenverband und den maßgeblichen Spitzenorganisationen der Heil-
mittelerbringer auf Bundesebene in ihren erstmals zum 1. Oktober 2020 zu 
schließenden bundesweiten Verträgen nach § 125 SGB V zu vereinbaren. Die 
Vertragspartner können dabei auch Informationen zur Barrierefreiheit von Pra-
xen aufnehmen.

10. Welche Mindeststandards an Barrierefreiheit müssen Arztpraxen im Rah-
men einer Neuzulassung nach Kenntnis der Bundesregierung erfüllen?

Die Frage der Barrierefreiheit/-armut ist für Praxen bei Neubau oder Nutzungs-
änderung in einem bestehenden Gebäude im Rahmen des baurechtlichen Ge-
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nehmigungsverfahrens zu klären und findet im Rahmen des vertragsärztlichen 
und vertragszahnärztlichen Zulassungsverfahrens als solchem grundsätzlich 
keine eigenständige Berücksichtigung.

11. Welche Mindeststandards an Barrierefreiheit müssen Heilmittelerbringer 
(z. B. Physiotherapeuten) nach § 124 SGB V im Rahmen einer Neuzulas-
sung nach Kenntnis der Bundesregierung erfüllen?

Die bis zum Inkrafttreten der bundesweiten Verträge nach § 125 SGB V fort-
geltenden Zulassungsempfehlungen des GKV-Spitzenverbandes schreiben vor, 
dass die Praxis und im erforderlichen Umfang auch die Behandlungsräume be-
hindertengerecht zugänglich sein sollen, um insbesondere Menschen mit Geh-
behinderungen und Menschen im Rollstuhl einen Zugang ohne fremde Hilfe zu 
ermöglichen. Künftig erfolgt die Festlegung der Vorgaben für eine einheitliche 
Anwendung der Zulassungsbedingungen durch den GKV-Spitzenverband und 
die maßgeblichen Spitzenorganisationen der Heilmittelerbringer in den erst-
mals zum 1. Oktober 2020 zu schließenden bundesweiten Verträgen nach § 125 
SGB V. § 125 Absatz 4 SGB V verpflichtet die Vertragspartner zur Abgabe ei-
ner gemeinsamen Empfehlung zur Ausgestaltung einer barrierefreien Praxis.

12. Ist es aus Sicht der Bundesregierung notwendig, die Barrierefreiheit in 
der Bedarfsplanung zu verankern, und falls ja, inwieweit wird dies um-
gesetzt, und falls nein, warum nicht?

Die Barrierefreiheit in Arztpraxen ist bereits an diversen Stellen in der Bedarfs-
planung verankert. So sieht die Bedarfsplanungs-Richtlinie (BPL-RL) des Ge-
meinsamen Bundesausschusses (G-BA) in § 2 beispielsweise vor, dass in den 
von den KVen im Einvernehmen mit den Landesverbänden der Krankenkassen 
und den Ersatzkassen aufzustellenden Bedarfsplänen von der Richtlinie abge-
wichen werden kann, wenn und soweit regionale Besonderheiten im Sinne des 
§ 99 Absatz 1 Satz 3 SGB V vorliegen. Zu den möglichen regionalen Abwei-
chungskriterien zählen dabei nach § 2 Satz 2 Nummer 5 BPL-RL auch infra-
strukturelle Besonderheiten wie die Barrierefreiheit oder die Verkehrsanbin-
dung.

Nach § 4 Absatz 1 Satz 2 BPL-RL haben die Bedarfspläne ferner 
Informationen zum barrierefreien Zugang zur Versorgung zu umfassen. Gemäß 
Anlage 2 der BPL-RL sind bei dieser Analyse mindestens folgende Aspekte 
darzustellen:
– Entwicklungen bei Anzahl und Prozentsatz der Einwohner mit einer aner-

kannten Behinderung/Schwerbehinderung, Pflegebedürftigkeit oder einem 
Alter von über 75.

– Entwicklung der Zugangsmöglichkeiten von Menschen mit Behinderung 
zur ärztlichen Versorgung (Barrierefreiheit) auf Basis der Informationen ge-
mäß § 75 Absatz 1a Satz 2 SGB V, arztgruppenspezifisch dargestellt (abso-
lute Zahlen und Prozentsatz).

– Maßnahmen für die Verbesserung der Zugänglichkeit von Arztpraxen.
– Beratungsangebote für Ärztinnen und Ärzte sowie ggf. weitere über § 75 

Absatz 1a Satz 2 SGB V hinausgehende bestehende Serviceangebote für 
Patientinnen und Patienten für die Suche nach einer barrierefreien Praxis.

– Berücksichtigung der Belange von Menschen mit Behinderung im Rahmen 
der Berücksichtigung infrastruktureller Besonderheiten nach § 2 Satz 2 
Nummer 5 (Berücksichtigung regionaler Besonderheiten) oder § 35 Ab-
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satz 5 (zusätzlicher lokaler Versorgungsbedarf) Bedarfsplanungs-Richtlinie 
oder sonstige Berücksichtigung der Belange von Menschen mit Behinde-
rung auf Basis des § 2a SGB V.

Anknüpfend an die Regelung des § 100 Absatz 3 SGB V, nach der den Lan-
desausschüssen der Ärzte und Krankenkassen nach Maßgabe der Bedarfspla-
nungs-Richtlinie die Feststellung obliegt, dass in einem nicht unterversorgten 
Planungsbereich ein zusätzlicher lokaler Versorgungsbedarf besteht, gibt § 35 
BPL-RL entsprechende Beurteilungsmaßstäbe vor. Mit der aufgrund eines ent-
sprechenden gesetzlichen Auftrags vorgesehen Bedarfsplanungs-Reform wurde 
die Förderung des barrierefreien Zugangs als ein Kriterium für einen zusätzli-
chen lokalen Versorgungsbedarf in § 35 Absatz 5 Satz 5 Nummer 6 BPL-RL 
aufgenommen.
Nach Mitteilung der KBV werden diese Informationen gegenwärtig durch die 
KVen im Zuge der Umsetzung der Bedarfsplanungs-Reform in den Bedarfsplä-
nen ausgewiesen. Ergebnisse sind für die nächste Bedarfsplanungsumfrage im 
Frühjahr 2021 zu erwarten.
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